Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1705 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3 Mai 1967 

II '5 — 97104 — 5385/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
17. Februar 1966 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Republik Öster- 
reich über den Durchgangsverkehr auf den 
Straßen an der Walchen Ache und am Pitten- 
bach sowie zum Bachen- und Rißtal im deut- 
schen und österreichischen Grenzgebiet 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. Der Wortlaut des Ver- 
trages, das Schlußprotokoll sowie eine Denkschrift zu dem 
Vertrag liegen bei. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 308. Sitzung am 28. April 1967 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


D.uck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

B id Code 'borg, Coeihesli. 54, Postfach 82 i 
Telefon 6 35 5i 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 17. Februar 1966 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über den Durchgangsverkehr auf den Straßen an der Walchen Ache 
und am Pittenbach sowie zum Bächen- und Rißtal 
im deutschen und österreichischen Grenzgebiet 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Wien am 17. Februar 1966 Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich über den Durchgangs- 
verkehr auf den Straßen an der Walchen Ache und 
am Pittenbach sowie zum Bächen- und Rißtal im 
deutschen und österreichischen Grenzgebiet wird 
zugestimmt. Der Vertrag wird nachstehend ver- 
öffentlicht. 

Artikel 2 

Für die Ausfuhr der zur Erhaltung und zum Be- 
trieb (einschließlich Winterdienst) der Straßen er- 


forderlichen Bau- und Betriebsstoffe, Geräte und 
Einrichtungen, die der Sicherheit des Verkehrs die- 
nen, werden Umsatzsteuervergütungen nicht ge- 
währt. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem 
Artikel 38 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Vertrag bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, da er sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, da Artikel 26 
des Vertrages eine Regelung über Kraftfahrzeug- 
steuer enthält, deren Aufkommen nach Artikel 106 
Abs. 2 Nr. 3 des Grundgesetzes den Ländern zusteht. 


Zu Artikel 2 

Die Gewährung von Umsatzsteuervergütungen für 
die Ausfuhr der zur Erhaltung und zum Betrieb der 
Straßen erforderlichen Gegenstände wird ausge- 
schlossen, weil die gegenseitige abgabenfreie Ein- 
und Ausfuhr dieser Gegenstände eine Gewährung 
von Umsatzsteuervergütungen wirtschaftlich nicht 
rechtfertigt. 


Zu Artikel 3 

Der Vertrag soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag 
nach seinem Artikel 38 Abs. 2 in Kraft tritt, im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes mit keinen nennenswerten 
Kosten belastet. 

Die Kosten für den Grunderwerb und für den Bau 
der Walchenstraße (Artikel 2 Abs. 2 des Vertrages) 
hat die Bundesrepublik Deutschland bereits in frühe • 
ren Rechnungsjahren getragen. 

Die Unterhaltungskosten der im Zuge der Bundes- 
straße 307 liegenden Walchenstraße (insgesamt 
350 m) betragen pro Jahr etwa 2 000 DM. 

Die in dem Vertrag vorgesehenen Abgabenvergün- 
stigungen entsprechen weitgehend den Vergünsti- 
gungen, die bereits nach dem deutsch-österreichi- 
schen Vertrag vom 6. September 1962 über Zoll- 
erleichterungen im kleinen Grenzverkehr und im 
Durchgangsverkehr (Bundesgesetzbl. 1963 II S. 1279) 
und nach den innerstaatlichen autonomen Vorschrif- 
ten gewährt werden. Die Ausführung des Gesetzes 
wird deshalb insoweit keine nennenswerten Ein- 
nahmeausfälle bewirken. 
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Vertrag 

zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland 
und 

der Republik Österreich 

über den Durchgangsverkehr auf den Straßen an der Walchen Ache 
und am Pittenbach sowie zum Bächen- und Rißtal 
im deutschen und österreichischen Grenzgebiet 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DER BUNDESPRÄSIDENT 
DER REPUBLIK ÖSTERREICH 

sind in der Absicht, auf bestimmten Straßen ihrer Staaten 
den Durchgangsverkehr zu erleichtern, übereingekommen, 
einen Vertrag zu schließen. 

Zu diesem Zweck haben zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn a. o. und bev. Botschafter Dr. Josef L ö n s 

Der Bundespräsident der Republik Österreich 
Herrn a. o. Ges. und bev. Min. Dr. Hans Reichmann. 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten die nachstehenden Bestimmun- 
gen vereinbart haben: 


Abschnitt 1 

Durchgangsverkehr auf den Straßen 
an der Walchen Ache und am Pittenbach 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Vertrages ist 

a) Walchenstraße die Tiroler Landesstraße I. Ordnung 
Nr. 28 zwischen den Staatsgrenzen auf der Rauch- 
stubenbrücke und der Geißalmbrücke; 

b) Alpenstraße die deutsche Bundesstraße 307 zwischen 
den Staatsgrenzen auf der Geißalmbrücke und der 
südlichen Pittenbachbrücke; 

c) Achenseestraße die Tiroler Landesstraße I. Ordnung 
Nr. 28 von der Staatsgrenze auf der südlichen Pitten- 
bachbrücke bis zur Einmündung in die österreichische 
Bundesstraße Nr. 181 und von dort diese Bundes- 
straße bis zur Staatsgrenze auf der nördlichen Pitten- 
bachbrücke. 

Artikel 2 

(1) Die Republik Österreich gestattet der Bundesrepu- 
blik Deutschland den Bau, die Erhaltung und den Betrieb 
(einschließlich Winterdienst) der Walchenstraße sowie die 
Einfuhr und den Einsatz der zu diesem Zweck erforder- 
lichen Bau- und Betriebsstoffe, Geräte und Einrichtungen 
zur Sicherung des Verkehrs. Das gleiche gilt für die 
Bepflanzung des Straßenrandes. Die Bundesrepublik 
Deutschland gilt als Straßenerhalter im Sinne der Öster- 
reichischen Straßenverkehrsordnung. 


(2) Die Bundesrepublik Deutschland trägt für die 
Walchenstraße die Kosten des Grunderwerbes durch das 
Land Tirol und die Kosten des Straßenbaues. 

Artikel 3 

(1) Für die Walchenstraße gelten die Bestimmungen 
des Gesetzes vom 28. September 1950 über die öffent- 
lichen Straßen mit Ausnahme der Bundesstraßen (Tiroler 
Straßengesetz), Landes-Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Tirol Nr. 1/1951, oder die an ihre Stelle tretenden gesetz- 
lichen Bestimmungen, soweit dieser Vertrag keine andere 
Regelung trifft. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland übernimmt auf ihre 
Kosten alle Aufgaben, die sich aus dem Bau, der Erhal- 
tung und dem Betrieb (einschließlich Winterdienst) der 
Walchenstraße ergeben. Insoweit gelten die für die 
Bundesrepublik Deutschland tätigen Stellen als Organe 
des Landes Tirol im Sinne des § 12 des Tiroler Straßen- 
gesetzes. Die Bundesrepublik Deutschland wird das Land 
Tirol für alle Verpflichtungen aus der Haftung nach § 12 
des Tiroler Straßengesetzes schadlos halten, soweit diese 
nicht durch eine Haftpflichtversicherung des Landes Tirol 
gedeckt sind. Die zuständige österreichische Behörde wird 
die zuständige deutsche Behörde von jedem gegen das 
Land Tirol außergerichtlich oder gerichtlich erhobenen 
Schadenersatzanspruch, für den eine Pflicht der Bundes- 
republik Deutschland gegenüber dem Land Tirol zur 
Schadloshaltung nach dem vorstehenden Satz in Betracht 
kommen kann, unverzüglich schriftlich verständigen. Das 
Land Tirol wird solche Ansprüche nur anerkennen und 
sich hierüber nur vergleichen, nachdem es die Einwilli- 
gung der zuständigen deutschen Behörden eingeholt hat. 
Die Vertragsstaaten werden einander die zuständigen 
Behörden bekanntgeben. 

(3) Schadenersatzansprüche gegen das Land Tirol nach 
§ 12 des Tiroler Straßengesetzes sind ausschließlich vor 
österreichischen Gerichten geltend zu machen. 

(4) Forderungen des Landes Tirol, die sich aus dem 
Bau, der Erhaltung und dem Betrieb (einschließlich Win- 
terdienst) der Walchenstraßen gegen Dritte ergeben, 
gehen auf die Bundesrepublik Deutschland über. Dies gilt 
nicht für Forderungen des Landes Tirol aus der Haft- 
pflichtversicherung im Sinne des Absatzes 2 Satz 3. 

Artikel 4 

Die Vertragsstaaten gewähren einander Freiheit von 
Ein- und Ausgangsabgaben einschließlich der handels- 
statistischen Gebühr für die beim Bau der Walchenstraße 
und der Alpenstraße verwendeten sowie für die zur 
Erhaltung und zum Betrieb (einschließlich Winterdienst) 
dieser Straßen erforderlichen Bau- und Betriebsstoffe und 
Einrichtungen zur Sicherung des Verkehrs, soweit diese 
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aus dem freien Verkehr eines der Vertragsstaaten 
kommen. Das gleiche gilt für Waren zur Bepflanzung des 
Straßenrandes. 

Artikel 5 

(1) Die Vertragsstaaten lassen auf der Walchenstraße, 
der Alpenstraße und der Achenseestraße einen Durch- 
gangsverkehr nach den Bestimmungen der Abschnitte I 
und IV dieses Vertrages zu. 

(2) Eine Grenzabfertigung findet nicht statt. Eine Zoll- 
abfertigung ist jedoch zulässig, wenn an den im Absatz 1 
genannten Straßen Verkaufsstellen betrieben werden. 
Jeder Vertragsstaat bleibt ferner berechtigt, die zur 
Verhinderung von Zuwiderhandlungen gegen seine grenz- 
und veterinärpolizeilichen Vorschriften sowie gegen seine 
Zoll- und Pflanzenschutzvorschriften erforderlichen Kon- 
t rollmaßnähmen du rchzu führen. 

(3) Vom Durchgangsverkehr ausgeschlossen sind, un- 
geachtet der Staatsangehörigkeit, Militärpersonen in 
Uniform, ferner Personen, die Kriegsgerät mit sich führen. 

Artikel 6 

Im Durchgangsverkehr bedarf es keiner Durchreise- 
bewilligung. Personen im Alter von mehr als 16 Jahren 
müssen einen mit Lichtbild versehenen amtlichen Aus- 
weis mit sich führen. 

Artikel 7 

(1) Der Durchgangsverkehr ist ohne Aufenthalt durch- 
zuführen. Fahrzeuge, die nur Reisebedarf, aber keine 
sonstigen Waren geladen haben, dürfen jedoch auf den 
vorgesehenen Plätzen kurze Zeit parken. 

(2) Während der Durchfahrt dürfen Personen und 
Waren weder aufgenommen noch abgesetzt werden. 

(3) Ein Abweichen von den im Artikel 1 genannten 
Straßen ist im Durchgangsverkehr nicht gestattet. 

Artikel 8 

(1) Im Durchgangsverkehr von Kraftfahrzeugen, Motor- 
fahrrädern und Fahrrädern mit Hilfsmotor sowie An- 
hängern genügen die nach dem Recht eines der Vertrags- 
staaten für die Führung und den Betrieb eines solchen 
Fahrzeuges erforderlichen amtlichen Urkunden. 

(2) Die Vorschriften der Vertragsstaaten über den Ab- 
schluß und den Nachweis einer Kraftfahrzeug-Haftpflicht- 
versicherung bleiben unberührt. Im Anrainerverkehr 
genügen jedoch der Abschluß und der Nachweis einer 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung nach den Vor- 
schriften des Vertragsstaates, in dem das Fahrzeug zu- 
gelassen ist. 

Artikel 9 

(1) Im Durchgangsverkehr genügt es, wenn die Fahr- 
zeuge den Vorschriften eines der Vertragsstaaten ent- 
sprechen. 

(2) Die Durchfahrt von Fahrzeugen, die eine Gefähr- 
dung des Verkehrs oder eine Beschädigung der Straße 
befürchten lassen, kann untersagt werden. 

(3) Für die gewerbliche Beförderung von Personen und 
Gütern mit Kraftfahrzeugen gelten im Durchgangsverkehr 
die Vorschriften des Vertragsstaates, in dem das be- 
treffende Fahrzeug zugelassen ist. Dies gilt auch für den 
Werkverkehr. 

Artikel 10 

Im Durchgangsverkehr dürfen auch solche Zahlungs- 
mittel mitgeführt werden, deren Ein-, Aus- oder Durch- 
fuhr nach den Vorschriften eines der Vertragsstaaten 
sonst verboten sind. 


Artikel 11 

Für die Dauer von Instandhaltungsmaßnahmen sowie 
für die Dauer eines öffentlichen Notstandes oder einer 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit einschließlich der 
Sicherheit des Straßenverkehrs kann jeder Vertragsstaat 
den Durchgangsverkehr beschränken oder sperren. Vor 
einer Beschränkung oder Sperrung des Durchgangsver- 
kehrs wegen Instandhaltungsmaßnahmen ist mit der zu- 
ständigen Behörde des anderen Vertragsstaates Fühlung 
zu nehmen; in den anderen Fällen ist diese Behörde zu 
benachrichtigen. Die Vertragsstaaten werden einander 
die zuständige Behörde bekanntgeben. 

Artikel 12 

(1) Der Durchgangsverkehr der Deutschen Bundespost 
und der österreichischen Post unterliegt keinen Beschrän- 
kungen und keinen Durchgangsgebühren des jeweils 
anderen Vertragsstaates. Die in den Postfahrzeugen mit- 
geführten Postsachen dürfen nicht durchsucht werden. 

(2) Die Briefkästen an den Postfahrzeugen sind wäh- 
rend der Durchfahrt geschlossen zu halten. Während der 
Durchfahrt findet kein Postaustausch statt; auch hat jeg- 
liche Annahme und Abgabe von Postsachen zu unter- 
bleiben. 

Artikel 13 

Die Exekutivorgane (Polizei, Gendarmerie und Zoll- 
dienst), die Veterinärorgane sowie die Organe des Jagd- 
und Forstschutzes der Vertragsstaaten sind berechtigt, 
im Dienst die im Artikel 1 genannten Straßen unentgeltlich 
zu benutzen. Sie dürfen dabei ihre Dienstkleidung tragen 
und ihre Dienstausrüstung (insbesondere Dienstwaffen, 
Munition, Dienstfahrzeuge, Nachrichtengeräte, Dienst- 
hunde) mit sich führen. Auf dem Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaates dürfen sie vorbehaltlich einer 
nach dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich vom 14. Septem- 
ber 1955 über Erleichterungen der Grenzabfertigung im 
Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr getroffenen 
anderweitigen Regelung keine Amtshandlung vornehmen; 
von der Waffe dürfen sie daher nur im Falle der Notwehr 
Gebrauch machen. 


Abschnitt II 

Durchgangsverkehr auf der Rißtaler Straße 

Artikel 14 

Rißtaler Straße im Sinne dieses Vertrages ist 

a) die Tiroler Landesstraße II. Ordnung Nr. 282 von der 
Staatsgrenze auf der ersten (nördlichen) Rißbachbrücke 
(bei km 0,008) bis zur Staatsgrenze auf der zweiten 
Rißbachbrücke (bei km 0,874) und 

b) die Privatstraße der bayerischen Staatsforstverwaltung 
von der Staatsgrenze auf der zweiten Rißbachbrücke 
(bei km 0,874) bis zur Staatsgrenze auf der Mark- 
grabenbrücke (bei km 1,140). 

Artikel 15 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland gestattet dem 
Land Tirol vorbehaltlich der Zustimmung des Eigen- 
tümers den Ausbau, die Erhaltung und den Betrieb 
(einschließlich Winterdienst) des im Artikel 14 Buch- 
stabe b bezeichneten Straßenteiies. Sie gestattet dem 
Land Tirol ferner die Einfuhr und den Einsatz der zu 
diesem Zweck erforderlichen Bau- und Betriebsstoffe, 
Geräte und Einrichtungen zur Sicherung des Verkehrs; 
das gleiche gilt für die Bepflanzung des Straßenrandes. 
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(2) Nach erteilter Zustimmung des Eigentümers im 
Sinne des Absatzes 1 ist das Land Tirol auf Verlangen 
dieses Eigentümers zur Erhaltung und zum Betrieb (ein- 
schließlich Winterdienst) des im Artikel 14 Buchstabe b 
bezeichneten Straßenteiles verpflichtet, Ansprüche, die 
sich aus der Verletzung der Verkehrssiche rungspflidit er- 
geben, sind gegen den Eigentümer zu richten. Das Land 
Tirol hat den Eigentümer in diesem Fall für alle Ver- 
pflichtungen schadlos zu halten, die sich aus der Ver- 
letzung der Verkehrssicherungspflicht ergeben. Artikel 3 
Absatz 2 Satz 4, 5 und 6 gelten entsprechend, 

Artikel 16 

Die Vertragsstaaten gewähren einander Freiheit von 
Ein- und Ausgangsabgaben einschließlich der handels- 
statistischen Gebühr für die beim Ausbau der Rißtaler 
Straße verwendeten sowie für die zur Erhaltung und zum 
Betrieb (einschließlich Winterdienst) dieser Straße er- 
forderlichen Bau- und Betriebsstoffe und Einrichtungen 
zur Sicherung des Verkehrs, soweit diese aus dem freien 
Verkehr eines der Vertragsstaaten kommen. Das gleiche 
gilt für Waren zur Bepflanzung des Straßenrandes. 

Artikel 17 

Die Vertragsstaaten lassen auf der Rißtaler Straße 
einen Durchgangsverkehr zu, für den die Bestimmungen 
der Artikel 5 bis 13 sinngemäß gelten. 

Abschnitt III 

Durchgangsverkehr mit Fahrzeugen 
zum und vom Bächen- und Rißtal 

Artikel 18 

Die Bundesrepublik Deutschland läßt einen Durchgangs- 
verkehr mit Fahrzeugen nach den Bestimmungen der Ab- 
schnitte III und IV dieses Vertrages zu auf der deutschen 
Bundesstraße 307 von der Staatsgrenze auf der Rauch- 
stubenbrücke bis nach Fall und von dort 

a) auf der Privatstraße der bayerischen Staatsforstver- 
waltung durch das Dürrachtal bis zur Staatsgrenze im 
Bächental, 

b) auf der deutschen Bundesstraße 307 bis Lahner-Gaster, 
von dort auf der Privatstraße der bayerischen Staats- 
forstverwaltung bis Vorderriß und von dort auf der 
nach Süden führenden Privatstraße der bayerischen 
Staatsfortsverwaltung bis zur Staatsgrenze auf der 
ersten (nördlichen) Rißbachbrücke (bei km 0,008) der 
Rißtaler Straße. 

Artikel 19 

(1) Die Durchfahrt muß innerhalb von vier Stunden 
abgeschlossen sein; Fahrzeuge, die diese Durchfahrtszeit 
nicht einhalten können, sind vom Durchgangsverkehr 
ausgeschlossen. Lastkraftwagen, Zugmaschinen und mit 
Waren — ausgenommen Reisebedarf — beladene andere 
Kraftfahrzeuge dürfen ohne zwingenden Grund nicht 
halten; ihre Durchfahrtszeit kann von den Eingangs- 
zollämtern im Einzelfall beschränkt werden. 

(2) Mit Ausnahme des notwendigen Umsteigens bei 
öffentlichen Verkehrsmitteln dürfen Personen während 
der Durchfahrt weder aufgenommen noch abgesetzt 
werden. Das Auf- und Abladen von Waren während der 
Durchfahrt — ausgenommen Reisebedarf beim Umsteige- 
verkehr öffentlicher Verkehrsmittel — ist unzulässig. 

(3) Kann der Fahrzeuglenker aus Gründen, die während 
der Durchfahrt eintreten, die vorgeschriebene Durchfahrts- 
zeit nicht einhalten, so hat er die Verzögerung und ihren 


Grund unverzüglich der nächsten Zoll- oder Polizeidienst- 
stelle zu melden. Diese hat die Meldung auf Verlangen 
zu bestätigen. 

Artikel 20 

(1) Aus Gründen der öffentlichen Sicherheit können 
einzelne Personen vom Durchgangsverkehr ausgeschlos- 
sen werden. Das gleiche gilt für Personen, die gegen die 
Bestimmungen dieses Vertrages, gegen Paß- oder Zoll- 
vorschriften oder Verbote und Beschränkungen für den 
Warenverkehr verstoßen haben. 

(2) Für die Dauer eines öffentlichen Notstandes oder 
einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit einschließlich 
der Sicherheit des Straßenverkehrs kann der Durchgangs- 
verkehr beschränkt oder gesperrt werden. Die zuständige 
österreichische Behörde ist zu benachrichtigen; die Re- 
publik Österreich wird der Bundesrepublik Deutschland 
die zuständige Behörde bekanntgeben. 

Artikel 21 

(1) Der Durchgangsverkehr der österreichischen Post 
unterliegt keinen Beschränkungen und keinen Durch- 
gangsgebühren der Bundesrepublik Deutschland. Die in 
den Postfahrzeugen mitgeführten Postsachen dürfen nicht 
durchsucht werden. 

(2) Die Briefkästen an den Postfahrzeugen sind während 
der Durchfahrt geschlossen zu halten. Während der 
Durchfahrt findet kein Postaustausch statt; auch hat jeg- 
liche Annahme und Abgabe von Postsachen zu unter- 
bleiben. 

Artikel 22 

(1) In der Zeit vom 20. Juni bis 15. September jedes 
Jahres sowie an Samstagen, Sonntagen und an den in der 
Bundesrepublik Deutschland gesetzlich anerkannten oder 
geschützten Feiertagen ist die Beförderung von Explosiv- 
stoffen unzulässig, es sei denn, daß eine Ausnahme- 
genehmigung der zuständigen Behörde erteilt ist. 

(2) Für die Beförderung von Explosivstoffen mit Dienst- 
fahrzeugen österreichischer Bundes- und Landesdienst- 
stellen bedarf es keiner nach den deutschen Vorschriften 
erforderlichen Bewilligungen und Bescheinigungen. 

Artikel 23 

(1) Die Bestimmungen der Artikel 5 Absatz 3, Ar- 
tikel 7 Absatz 3, Artikel 8 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1, 
Artikel 9 und 10 dieses Vertrages gelten entsprechend 
für den gemäß Artikel 18 und Artikel 24 Absatz 1 
gestatteten Durchgangsverkehr. Für österreichische Staats- 
bürger gelten außerdem die Bestimmungen des Artikels 6. 

(2) Für die Holzabfuhr im Durchgangsverkehr gilt Ar- 
tikel 9 Absatz 1 nicht in der Zeit vom 20. Juni bis 15. Sep- 
tember jedes Jahres sowie an Samstagen, Sonntagen und 
an den in der Bundesrepublik Deutschland gesetzlich 
anerkannten oder geschützten Feiertagen, es sei denn, 
daß eine Ausnahmegenehmigung der zuständigen Be- 
hörde erteilt ist. 

Artikel 24 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland gestattet der Re- 
publik Österreich den Durchgangsverkehr für öster- 
reichische Exekutivorgane (Polizei, Gendarmerie und 
Zolldienst), für österreichische Veterinärorgane sowie für 
österreichische Organe des Jagd- und Forstschutzes auf 
den im Artikel 18 genannten Straßen, ferner auf der 
deutschen Bundesstraße 2 von der Staatsgrenze bei 
Scharnitz über Mittenwald bis Krün, von dort auf der 
deutschen Bundesstraße 11 bis Wallgau und weiter auf 
der Privatstraße der bayerischen Staatsforstverwaltung 
bis Vorderriß. 
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(2) Für diesen Durchgangsverkehr gelten die Artikel 2 
bis 5 des Abkommens zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich vom 14, Septem- 
ber 1955 über die Beförderung von Exekutivorganen im 
Straßen- und Eisenbahn-Durchgangsverkehr entsprechend. 
Die Bundesrepublik Deutschland wird der Republik 
Österreich die für die Verständigung im Sinne des Ar- 
tikels 2 Absatz 3 dieses Abkommens zuständigen Behör- 
den bekanntgeben. 

Abschnitt IV 

Allgemeine Bestimmungen 
für die Abschnitte I bis III 

Artikel 25 

Der Durchgangsverkehr unterliegt, soweit in diesem 
Vertrag nichts anderes vereinbart ist, dem Recht des 
Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet sich der Ver- 
kehr abwickelt. 

Artikel 26 

Im Durchgangsverkehr wird für Kraftfahrzeuge und 
Anhänger, die im Hoheitsgebiet des einen Vertrags- 
staates zugelassen sind, auf dem Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaates Kraftfahrzeugsteuer nicht er- 
hoben. Die Beförderungen von Personen, Gepäck und 
Gütern im Durchgangsverkehr mit diesen Fahrzeugen 
unterliegen nicht der Beförderungsteuer des Durchgangs- 
staates, sondern der Beförderungsteuer des Ausgangs- 
staates. Diese Erleichterungen werden nur gewährt, wenn 
die für den Durchgangsverkehr geltenden Bestimmungen 
eingehalten werden. 

Artikel 27 

Jeder Vertragsstaat ist verpflichtet, alle Personen, die 
im Durchgangsverkehr in das Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaates eingereist sind, ohne Rücksicht auf die 
Dauer des Aufenthaltes in diesem Staat zu übernehmen. 

Artikel 28 

(1) Die Organe und Dienststellen der Vertragsstaaten 
unterstützen einander soweit wie möglich bei der Aus- 
übung ihrer Dienstobliegenheiten, insbesondere bei der 
Überwachung und Lenkung des Durchgangsverkehrs. Sie 
teilen einander wahrgenommene Verstöße mit, helfen bei 
der Sicherung von Spuren und Beweismitteln und geben 
die erforderlichen Auskünfte. Sie gewähren einander 
Schutz. 

(2) Von strafbaren Handlungen, die von einem der in 
den Artikeln 13 und 24 genannten Organe des einen 
Vertragsstaates im Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staates begangen werden, ist die Vorgesetzte Dienststelle 
dieses Organes durch die entsprechende Dienststelle des 
zuletzt genannten Vertragsstaates zu benachrichtigen. 

Artikel 29 

Werden gegenüber den in den Artikeln 13 und 24 
genannten Organen des einen Vertragsstaates im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates bei Ausübung 
ihres Dienstes oder in Beziehung auf diesen Dienst straf- 
bare Handlungen begangen, so gelten für die Verfolgung 
und Ahndung in dem zuletzt genannten Vertragsstaat 
dessen strafrechtliche Vorschriften zum Schutz von öffent- 
lichen Bediensteten. 

Artikel 30 

Für die Amtshaftung sind die Bestimmungen des Ab- 
kommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Österreich vom 14, September 1955 zur 


Regelung der Amtshaftung aus Handlungen von Organen 
des einen in grenznahen Gebieten des anderen Staates 
entsprechend anzuwenden. 

Artikel 31 

(1) Ansprüche aus Schadensfällen, die sich im Durch- 
gangsverkehr ereignen, können ausschließlich vor den 
Gerichten des Durchgangsstaates geltend gemacht werden. 
Ist nach dem Recht des Durchgangsstaates ein Gerichts- 
stand in diesem Staat nicht gegeben, so ist das Gericht 
Örtlich zuständig, in dessen Bezirk sich der Schadensfall 
ereignet hat. Das Recht der Parteien, die Zuständigkeit 
der Gerichte des Ausgangsstaates oder eines dritten 
Staates zu vereinbaren, bleibt unberührt. Hat weder der 
Ersatzberechtigte noch der Ersatzpflichtige seinen Wohn- 
sitz, Sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Durchgangs- 
staat, so gilt die in den Sätzen 1 und 2 getroffene Rege- 
lung nicht. 

(2) Ist an dem Schadensfall ein Fahrzeug beteiligt, 
dessen Halter der Ausgangsstaat oder ein Sonderver- 
mögen des Ausgangsstaates ist, und ist nach Absatz 1 
ein Gericht des Durchgangsstaates zuständig, so unter- 
wirft sich der Ausgangsstaat hinsichtlich der Ansprüche 
aus diesem Schadensfall der Gerichtsbarkeit einschließlich 
der Zwangsvollstreckung des Durchgangsstaates. Das 
gleiche gilt für die Länder der Vertragsstaaten und 
deren Sondervermögen, 

(3) Durch die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 wird 
die im Artikel 3 Absatz 3 getroffene Regelung nicht 
berührt. 

Abschnitt V 

Schlußbestimmungen 

Artikel 32 

Soweit durch die Bestimmungen dieses Vertrages keine 
abweichende Regelung getroffen wird, bleibt insbeson- 
dere der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Österreich vom 6. September 1962 
über Zollerleichterungen im kleinen Grenzverkehr und 
im Durchgangsverkehr unberührt. 

Artikel 33 

Wenn sich bei der Durchführung des Vertrages erheb- 
liche Schwierigkeiten ergeben oder sich die bei seinem 
Abschluß bestehenden Verhältnisse wesentlich ändern, 
werden die Vertragsstaaten auf Verlangen eines Ver- 
tragsstaates in Verhandlungen über eine angemessene 
neue Regelung eintreten. 

Artikel 34 

(1) Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Vertrages sollen durch die zu- 
ständigen Behörden der Vertragsstaaten beigelegt 
werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise 
nicht beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen eines 
der Vertragsstaaten einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, 
indem jeder Vertragsstaat ein Mitglied bestellt und beide 
Mitglieder sich auf den Angehörigen eines dritten Staates 
als Obmann einigen, der von den Regierungen der Ver- 
tragsstaaten zu bestellen ist. Die Mitglieder sind inner- 
halb von zwei Monaten, der Obmann innerhalb von drei 
Monaten zu bestellen, nachdem der eine Vertragsstaat 
dem anderen mitgeteilt hat, daß er die Meinungsver- 
schiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 
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(4) Werden die im Absatz 3 genannten Fristen nicht 
eingchalten, so kann in Ermangelung einer anderen Ver- 
einbarung jeder Vertragsstaat den Präsidenten des Euro- 
päischen Gerichtshofes für Menschenrechte bitten, die er- 
forderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der Prä- 
sident die Staatsangehörigkeit eines der Vertragsstaaten 
oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll 
der Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt 
auch der Vizepräsident die Staatsangehörigkeit eines der 
Vertragsstaaten oder ist auch er verhindert, so soll das 
im Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofes, das 
nicht die Staatsangehörigkeit eines der Vertragsstaaten 
besitzt, die Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Seine Entscheidungen sind bindend. Jeder Vertrags- 
staat trägt die Kosten des von ihm bestellten Schieds- 
richters sowie seiner Vertretung in dem Verfahren vor 
dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmannes sowie die 
sonstigen Kosten werden von den Vertragsstaaten zu 
gleichen Teilen getragen. Im übrigen regelt das Schieds- 
gericht sein Verfahren selbst. 

(6) Die Gerichte der beiden Vertragsstaaten werden 
dem Schiedsgericht auf sein Ersuchen Rechtshilfe hinsicht- 
lich der Ladung und Vernehmung von Zeugen und Sach- 
verständigen in entsprechender Anwendung der zwischen 
den beiden Vertragsstaaten jeweils gellenden Verein- 
barungen über die Rechtshilfe in Zivil- und Handelssachen 
leisten. 


Artikel 35 

Das anliegende Schlußprotokoll ist Bestandteil dieses 
Vertrages. 

Artikel 36 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Bundesregierung der Republik Österreich 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Ver- 
trages eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 37 

(1) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit ge- 
schlossen. Er ist für die Dauer von zehn Jahren nach 
seinem Inkrafttreten unkündbar, danach mit einer Frist 
von zwei Jahren kündbar. 

(2) Im Falle einer Kündigung werden die Vertrags- 
staaten in Verhandlungen über eine befriedigende neue 
Regelung des Durchgangsverkehrs eintreten. 

Artikel 38 

(1) Dieser Vertrag soll so bald wie möglich ratifiziert 
werden. Die Ratifikationsurkunden sollen in Bonn aus- 
getauscht werden. 

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des zweiten 
Monates nach Austausch der Ratifikationsurkunden in 
Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten 
diesen Vertrag unterzeichnet und mit Siegeln versehen. 


GESCHEHEN zu Wien, am 17. Februar 1966 in zwei Ur- 
schriften. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Dr. Löns 


Für die Republik Österreich: 
Dr. Reichmann 
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Schlußprotokoll 

zum Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich vom 17. Februar 1966 
über den Durchgangsverkehr auf den Straßen an der Walchen Ache und am Pittenbach 
sowie zum Bächen- und Rißtal im deutschen und österreichischen Grenzgebiet 


Anläßlich der Unterzeichnung des Vertrages zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Öster- 
reich über den Durchgangsverkehr auf den Straßen an der 
Walchen Ache und am Pittenbach sowie zum Bächen- und 
Rißtal im deutschen und österreichischen Grenzgebiet 
stellen die Bevollmächtigten der beiden Vertragsstaaten 
folgendes fest: 

1. Die Republik Österreich wird besorgt sein, daß das 
Land Tirol der Bundesrepublik Deutschland bei der 
Geltendmachung und Eintreibung der im Artikel 3 
Absatz 4 Satz 1 genannten Forderungen jede mögliche 
Hilfe gewähren wird. 

2. Durch Artikel 13 Satz 3 wird die Befugnis der dort 
genannten Organe, auf dem Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaates nach Maßgabe des in diesem Ver- 
tragsstaat geltenden Rechtes Personen vorläufig fest- 
zuhalten, nicht berührt. Tritt bei der Ausübung dieser 
Befugnis ein Schaden ein, so findet das Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Österreich vom 14. September 1955 zur Rege- 
lung der Amtshaftung aus Handlungen von Organen 
des einen in grenznahen Gebieten des anderen Staates 
entsprechende Anwendung. 

3. Es besteht Übereinstimmung, daß als Dienstfahrzeuge 
im Sinne der Artikel 13 und 22 auch von Bediensteten 
im Dienst gefahrene beamteneigene und anerkannte 
privateigene Kraftfahrzeuge gelten. 


4. Die Bundesrepublik Deutschland wird besorgt sein, daß 
die im Artikel 15 Absatz 1 vorbehaltene Zustimmung 
des Eigentümers von diesem für die Dauer der Gültig- 
keit dieses Vertrages erteilt oder daß diese Strecke 
zur öffentlichen Straße gewidmet wird. 

5. Die Vertragsstaaten stimmen überein, daß im Durch- 
gangsverkehr auf den Strecken 

Hinterriß-Vorderriß-Walchental-Achenwald 
Bächental-Neu Fall-Walchental-Achenwald 

Gebühren für eine besondere Inanspruchnahme der 
Zollverwaltungen dann nicht erhoben werden, wenn 
die Abfertigungen außerhalb der Amtsstunden, jedoch 
innerhalb der Stunden, in denen die Zollabfertigungs- 
stelle besetzt ist, erfolgen. Diese Regelung gilt jedoch 
nur so lange, als auf österreichischem Hoheitsgebiet 
keine Verbindungsstraße zwischen Hinterriß einerseits 
oder Bächental andererseits und der nächsten größeren 
österreichischen Ortschaft besteht. 


6. Die Vertragsstaaten werden besorgt sein, daß privat- 
rechtliche Vereinbarungen zwischen Gebietskörper- 
schaften der Vertragsstaaten, die Gegenstände dieses 
Vertrages regeln, der Rechtslage, wie sie durch diesen 
Vertrag geschaffen wird, soweit erforderlich, angepaßt 
werden. 


GESCHEHEN zu Wien, am 17. Februar 1966 in zwei 
Urschriften. 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 

Dr. Löns 


Für die Republik Österreich: 
Dr. Reichmann 
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Denkschrift 


I. Allgemeines 

Der Vertrag behandelt verschiedene Fälle, in denen 
Straßen des einen Vertragsstaates über das Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaates führen. Die für 
den Durchgangsverkehr auf diesen Straßenstrecken 
erforderlichen besonderen Regelungen sind Gegen- 
stand des Vertrages, der in fünf Abschnitte unter- 
teilt ist. 

Der Abschnitt I behandelt die Straßenverbindung 
zwischen dem Tegernsee und dem Sylvenstein- 
speicher im Zuge der Bundesstraße 307 (Deutsche 
Alpenstraße), die an zwei Stellen über öster- 
reichisches Hoheitsgebiet verläuft. Das Interesse an 
diesem Durchgangsverkehr liegt auf deutscher Seite. 

Der Abschnitt II behandelt die Verbindung nach 
dem österreichischen Ort Hinterriß über die Bundes- 
straße 307 und eine Privatstraße der bayerischen 
Staatsforstverwaltung. Das Interesse an diesem 
Durchgangsverkehr liegt überwiegend auf österrei- 
chischer Seite, jedoch auch im Interesse der baye- 
• ischen Staatsforstverwaltung. 

Der Abschnitt III behandelt den Durchgangsver- 
kehr von der Walchenstraße bis ins Bächental und 
nach Hinterriß. Diese Verbindungen liegen in öster- 
reichischem Interesse. 

Die Abschnitte IV und V behandeln die allge- 
meinen Bestimmungen für die Abschnitte I bis III 
und die Schlußbestimmungen. 

’m Abschnitt I handelt es sich um einen Durchgangs- 
erkehr ohne Grenzabfertigung, in den Abschnitten 
II und III dagegen um solche mit Grcnzabfertigung. 

Die Abfassung dieses Vertrages war durch die Ver- 
schiedenheit der behandelten Materien schwierig. 
Die Zusammenfassung in einem Vertragswerk er- 
wies sich jedoch als erforderlich, um die Gegensei- 
tigkeit bei den bestehenden beiderseitigen Inter- 
essen zu wahren. 

II. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 definiert die Straßenstrecken, die Gegen- 
stand von Abschnitt I des Vertrages sind und den 
Durchgangsverkehr zwischen dem Tegernsee und 
dem Sylvensteinspeicher im Zuge der Bundes- 
straße 307 (Deutsche Alpenstraße) sicherstellen sol- 
len. „Walchenstraße" im Sinne dieser Vorschrift ist 
ein nur etwa 350 m langer auf österreichischem 
Hoheitsgebiet zwischen zwei Brücken verlaufender 
Straßenzug, während die „Achenseestraße" in einer 
Länge von etwa 1 500 m von der Staatsgrenze an 
der nördlichen Pittenbachbrücke bis zur Staats- 
grenze an der südlichen Pittenbachbrücke überwie- 
gend als österreichische Bundesstraße Nr. 181 und 
nur in einem kurzen Arm als Teilstück der Tiroler 
Landesstraße I. Ordnung Nr. 28 führt. 

Zu Artikel 2 

Lediglich hinsichtlich der Walchenstraße obliegen 
Bau, Unterhaltung und Betrieb der Bundesrepublik 


Deutschland, weil hinsichtlich dieses Straßenstückes 
ein unmittelbares Interesse der Landesregierung 
Tirol zum Bau und Unterhaltung nicht gegeben ist. 
Als Straßenunterhalter im Sinne der österreichischen 
Straßenverkehrsordnung kann die Bundesrepublik 
Deutschland auf diesem Straßenstück auch die erfor- 
derlichen verkehrsrechtlichen Anordnungen treffen 
und Verkehrszeichen aufstellen. 

Zu Artikel 3 

Hier wird geregelt, daß für das Straßenstück Wal- 
chenstraße das Tiroler Straßengesetz und nicht das 
deutsche Straßenrecht gilt. Um die Durchführung 
und die Verantwortlichkeit aus dieser Rechtslage 
sicherzustellen, werden die für die Bundesrepublik 
Deutschland tätigen Stellen, das sind regelmäßig die 
mit der Auftragsverwaltung der Bundesfernstraßen 
befaßten Straßenbaudienststellen des Freistaates 
Bayern, als Organe des Landes Tirol tätig. Wird 
aus diesen Tätigkeiten das Land Tirol für Schaden 
haftbar gemacht, hat die Bundesrepublik Deutsch- 
land insoweit das Land Tirol schadlos zu halten. Un- 
berührt davon bleibt die Haftung des Freistaates 
Bayern gegenüber dem Bund, falls es sich um die 
Verletzung der Verkehrssicherungspflicht handelt. 
Im übrigen regelt dieser Artikel das erforderliche 
Verwaltungsverfahren (Pflicht zur schriftlichen Ver- 
ständigung von Schadensmeldungen, Einwilligung 
zur Anerkennung von Schäden oder von Ver- 
gleichen, Zuständigkeit der Gerichte). Nach Nr. 1 
des Schlußprotokolls wird die Republik Österreich 
besorgt sein, daß das Land Tirol jedmögliche Hilfe 
bei der Geldeintreibung von Forderungen aus die- 
sem Rechtsverhältnis bietet. Eine Besonderheit be- 
trifft die Haftpflichtversicherung des Landes Tirol, 
die für alle Tiroler Landstraßen besteht. Soweit 
diese Versicherung Schäden deckt, entfällt die Haf- 
tung der Bundesrepublik Deutschland Dritten gegen- 
über. Ein Anspruch der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Haftpflichtversicherung selbst ist 
aber ausgeschlossen (vgl. Absatz 4). 

Zu Artikel 4 

Verläuft eine Straße, deren Baulast die eine Ver- 
tragspartei trägt, teilweise über das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei, so erweist es sich aus 
praktischen Erwägungen als zweckmäßig und ist 
auch unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit 
sachlich gerechtfertigt, die zum Bau und zur Instand- 
setzung der Straße verwendeten Materialien frei 
von Ein- und Ausgangsabgaben zu lassen. Artikel 4, 
der inhaltlich weitgehend mit Artikel 9 Abs. 1 Nr. 2 
des Vertrages vom 6. September 1962 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Öster- 
reich über Zollerleichterungen im kleinen Grenz- 
verkehr und im Durchgangsverkehr (Bundesgesetz- 
blatt 1963 II S. 1279) entspricht, sieht daher für die 
beim Bau der österreichischen Walchenstraße und 
der deutschen Alpenstraße verwendeten sowie für 
die zur Erhaltung und zum Betrieb dieser Straßen 
erforderlichen Bau- und Betriebsstoffe Befreiung 
von Ein- und Ausgangsabgaben vor. Die Gegensei- 
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tigkeit wird dadurch gewährleistet, daß auch die 
Alpenstraße in die Regelung einbezogen ist. Um zu 
verhindern, daß durch Verwendung unverzollter 
Drittlandswaren ungerechtfertigte Zollvorteile er- 
langt werden, setzt die Abgabenbefreiung voraus, 
daß die Waren aus dem zollrechtlich freien Verkehr 
eines der Vertragsstaaten stammen. 

Zu Artikel 5 

Nach Absatz 1 ist auf der Walchenstraße, der Alpen- 
straße und der Achenseestraße ein erleichterter 
Durchgangsverkehr zugelassen. Die zollrechtlichen 
Vergünstigungen richten sich — soweit der vorlie- 
gende Vertrag nichts Abweichendes bestimmt — 
nach dem bereits erwähnten Vertrag vom 6. Sep- 
tember 1962 über Zollerleichterungen im kleinen 
Grenzverkehr und im Durchgangsverkehr. Nach 
Artikel 16 und 17 dieses Vertrages in Verbindung 
mit der Anlage II dazu sind Waren, die auf den ge- 
nannten Straßen durchgeführt werden, von Ein- und 
Ausgangsabgaben, der Kraftfahrzeugsteuer und der 
Beförderungsteuer befreit. 

Absatz 2 Satz 1 bestimmt, daß für den Durchgangs- 
verkehr auf der Walchenstraße, der Alpenstraße 
und der Achenseestraße eine Grenzabfertigung nicht 
stattfindet. Der aus Österreich kommende Reisende 
muß vorher die vorgeschobene deutsche Grenzab- 
fertigungsstelle in Achenwald passieren. In Absatz 2 
Satz 3 werden lediglich Kontrollmaßnahmen durch 
die Grenzaufsichtsorgane Vorbehalten, um Zuwider- 
handlungen u. a. gegen paß- und ausländerrechtliche 
Vorschriften sowie gegen Zollvorschriften verhin- 
dern zu können. Diese Regelung ist zweckmäßig, 
weil der Tourist, der die Deutsche Alpenstraßen be- 
fährt, in der Regel nicht weiß, daß er auf zwei kur- 
zen Strecken österreichisches Hoheitsgebiet über- 
quert und weil auf österreichischem Gebiet z. Z. 
keine Möglichkeit besteht, Waren zu erwerben. 
Sollten künftig jedoch wider Erwarten Verkaufs- 
stellen an den genannten Straßen betrieben werden, 
kann eine Zollabfertigung angeordnet werden. 

Absatz 3 trägt einem von österreichischer Seite ge- 
äußerten Wunsch Rechnung. 

Zu Artikel 6 

Ebenso wie nach Artikel 5 des Abkommens vom 
14. September 1955 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über den 
erleichterten Straßendurchgangsverkehr zwischen 
Salzburg und Lofer über deutsches Gebiet und zwi- 
schen Garmisch-Partenkirchen und Pfronten/Füssen 
über österreichisches Gebiet (Bundesgesetzbl. 1957 
II S. 585) ist im Durchgangsverkehr über die Wal- 
chenstraße, die Alpenstraße und die Achenseestraße 
keine „Durchreisebewilligung" erforderlich. Damit 
wird am deutlichsten zum Ausdruck gebracht, daß 
weder ein Durchreisesichtvermerk noch ein Passier- 
schein noch ein Laufzettel oder dergleichen verlangt 
oder ausgegeben wird. 

Satz 2 soll sicherstellen, daß eine etwa notwendige 
Identitätsfeststellung ohne Zeitverlust an Ort und 
Stelle vorgenommen werden kann. Der Führer- 
schein reicht für solchen Fall aus. 


Zu Artikel 7 

Der Durchgangsverkehr unterliegt gewissen Ein- 
schränkungen, die u. a. aus grenzpolizeilichen Grün- 
den notwendig sind. 

Um Durchreisenden eine Fahrtunterbrechung an 
landschaftlich schön gelegenen Plätzen zu ermög- 
lichen, bleiben die zollrechtlichen Erleichterungen 
— abweichend von Artikel 19 des Vertrages vom 
6. September 1962 — bei einem vorübergehenden 
Aufenthalt der Fahrzeuge auf den Parkplätzen er- 
halten, wenn nur Reisebedarf mitgeführt wird. 

Zu Artikel 8 

Absatz 1 gestattet in Übereinstimmung mit der Ver- 
ordnung über internationalen Kraftfahrzeugverkehr 
vom 12. November 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1137) 
österreichischen Kraftfahrern die Durchfahrt der 
deutschen Streckenabschnitte, wenn sie den öster- 
reichischen Führer- und Zulassungsschein mitführen. 
Die auf österreichischem Gebiet durchfahrenden 
deutschen Kraftfahrer brauchen nur die entsprechen- 
den deutschen Papiere zu besitzen. 

Absatz 2 bedeutet für die österreichischen Kraftfahr- 
zeuge, daß sie den Bestimmungen des deutschen 
Gesetzes über die Haftpflichtversicherung für aus- 
ländische Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhän- 
ger vom 24. Juli 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 667), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz vom 5. April 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 213) unterliegen und deshalb 
bei der Einreise die sog. Grüne Internationale Ver- 
sicherungskarte oder eine andere nach deutschem 
Recht zulässige Versicherungsbescheinigung mit- 
führen müssen. Eine Ausnahme gilt — um Härten 
zu vermeiden — nach Satz 2 lediglich für die sog. 
„Anrainer". Für die in Deutschland zugelassenen 
Kraftfahrzeuge hat die Bestimmung keine große 
Bedeutung, da bei diesen die österreichischen Be- 
hörden ohnehin auf das Vorzeigen der Grünen In- 
ternationalen Versicherungskarte verzichten, weil 
die deutschen Mindestpflichtversichcrungssummen 
höher als die österreichischen sind. 

Zu Artikel 9 

Die zum Teil strengeren deutschen Vorschriften der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung, des Perso- 
nenbeförderungsgesetzes, der Verordnung über den 
Betrieb von Kraftfahrunternehmen im Personenver- 
kehr und des Güterkraftverkehrsgesetzes gelten 
nicht für österreichische Kraftfahrzeuge im Durch- 
gangsverkehr (Absätze 1 und 3). Jedoch kann nach 
den deutschen Vorschriften die Durchfahrt unter- 
sagt werden, wenn zu befürchten ist, daß hierdurch 
der Verkehr gefährdet oder die Straße beschädigt 
wird (Absatz 2). Gedacht ist hierbei z. B. an über- 
große Fahrzeuge und an solche mit mangelhafter 
Bereifung. 

Zu Artikel 10 

Die Vorschrift stellt klar, daß Zahlungsmittel von 
Ein- und Durchfuhrverboten jeglicher Art befreit 
sind. 
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Zu Artikel 1 1 

Die Vertragsstaaten müssen die Möglichkeit haben, 
den Durchgangsverkehr in bestimmten Fällen zu 
beschränken oder zu sperren. Die Gründe hierfür 
können verschiedener Natur sein. Die gewählte For- 
mulierung schließt aus, daß der Durchgangsverkehr 
schon bei geringfügigen Anlässen beeinträchtigt 
wird. 

Zu Artikel 12 

ln Absatz 1 wird klargestellt, daß ein Durchgangs- 
verkehr der Postverwaltungen der Vertragsstaaten 
weder Beschränkungen noch Durchgangsgebühren 
unterliegt. Das Verbot der Durchsuchung von Post- 
sachen entspricht der in Artikel 1 § 1 der Satzung 
des Weltpostvereins gewährleisteten Freiheit des 
Transits. 

Absatz 2 trägt der Zuständigkeit der Postverwal- 
tungen der Vertragsstaaten auf dem eigenen Ho- 
heitsgebiet für die Auflieferung, Annahme und Aus- 
gabe von Postsachen Rechnung. Eine Benutzung der 
Briefkästen der Postomnibusse auf der Durchgangs- 
strecke würde eine unzulässige Auflieferung im an- 
deren Vertragsstaate bedeuten. Für einen Postaus- 
tausch besteht kein Bedürfnis. 

Zu Artikel 13 

Exekutivorgane beider Vertragsstaaten können die 
Walchenstraße, die Alpenstraße und die Achensee- 
straße ohne Rücksicht auf den Grenzverlauf benut- 
zen. Amtshandlungen dürfen sie grundsätzlich nur 
auf dem Hoheitsgebiet des eigenen Staates vorneh- 
men. Das gilt nicht für die Bediensteten beider Staa- 
ten hinsichtlich des Rechts zur vorläufigen Fest- 
nahme von Personen nach dem Recht des anderen 
Vertragsstaates (vgl. Nr. 2 des Schlußprotokolls). 
Unberührt bleiben die Befugnisse der Bediensteten 
vorgeschobener Grenzabfertigungsstellen auf Grund 
von Vereinbarungen nach Artikel 1 Abs. 3 und Arti- 
kel 4 Abs, 3 des Abkommens vom 14. September 
1955 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Österreich über Erleichterungen der 
Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und 
Schiffsverkehr (Bundesgesetzbl. 1957 II S. 581). 

Zu Artikel 14 

Artikel 14 definiert die Rißtaler Straße. Es handelt 
sich um die Tiroler Landesstraße II. Ordnung 282 süd- 
lich Vorderriß von der Staatsgrenze auf der nörd- 
lichen Rißbachbrücke bis zur Staatsgrenze auf der 
zweiten Rißbachbrücke (rd. 866 m) und die Privat- 
straße der bayerischen Staatsforstverwaltung von 
der zweiten Rißbachbrücke bis zur Markgraben- 
brücke (rd. 266 m). Diese Straßenteile stellen die 
Verbindung von der Staatsgrenze südlich Vorderriß 
nach Hinterriß auf österreichischem Hoheitsgebiet 
her, das keine unmittelbare Zufahrt aus Österreich 
selbst hat. 

Zu Artikel 15 

Entsprechend der Regelung für die Walchenstraße 
(Artikel 2 Abs. 1) gestattet hier die Bundesrepublik 
Deutschland der Republik Österreich die gleichen 


Maßnahmen, Auch die Schadenersatzverpflichtun- 
gen sind entsprechend geregelt. Da es sich hier auf 
deutscher Seite nicht um eine öffentlich-rechtliche 
Straße, sondern um eine Privatstraße der bayeri- 
schen Staatsforstverwaltung handelt, ist in Nr. 4 
des Schlußprotokolls vorgesehen, daß die Bundes- 
republik Deutschland dafür sorgen wird, daß das 
Land Bayern die Zustimmung zu diesem Vertrags- 
teil gibt, oder die Straße zur öffentlichen Straße 
widmet. Der Freistaat Bayern hat diese Zustim- 
mung bereits vor Unterzeichnung des Vertrages 
erteilt. 

Da die österreichische Seite möglicherweise beab- 
sichtigt, das auf deutschem Hoheitsgebiet gelegene 
Straßenstück zwischen zweiter Rißbachbrücke und 
Markgrabenbrücke nach Osten auf österreichisches 
Hoheitsgebiet zu verlegen, ist in der gemeinsamen 
Verhandlungsniederschrift vom 1. Februar 1964 
festgehalten worden, daß diese Maßnahme eine 
wesentliche Änderung des bei Vertragsabschluß 
hinsichtlich dieses Straßenzuges bestehenden Ver- 
hältnisses zur Folge habe. Es muß dann nämlich 
sichergestellt werden, daß über die auf österreichi- 
schem Hoheitsgebiet verlaufende Straße der Zu- 
gang zum deutschen Hoheitsgebiet sichergestellt 
bleibt. 

Zu Artikel 16 

Die Vorschrift beruht auf den gleichen Erwägun- 
gen wie Artikel 4. Auf die Bemerkungen zu die- 
sem Artikel wird daher Bezug genommen. 

Zu Artikel 17 

Die Erläuterungen zu den Artikeln 5, 6, 7, 11 und 
13 gelten entsprechend für den Durchgangsverkehr 
auf der Rißtaler Straße. 

Zu Artikel 18 

Die Bundesrepublik Deutschland läßt auf den 
Straßen zum und vom österreichischen Bächen- und 
Rißtal einen erleichterten Durchgangsverkehr zu, 
der wegen der großen Entfernung jedoch auf den 
Verkehr mit Fahrzeugen beschränkt ist. Die mate- 
riellen Abgabenbefreiungen für den Durchgangs- 
verkehr auf dieser Strecke ergeben sich aus dem 
Vertrag vom 6. September 1962 über Zollerleichte- 
rungen im kleinen Grenzverkehr und im Durch- 
gangsverkehr. Nach Artikel 16 und 17 dieses Ver- 
trages in Verbindung mit der Anlage II hierzu 
sind Waren, die auf den Straßen zum und vom 
Bächen- und Rißtal durchgeführt werden, von Ein- 
und Ausgangsabgaben, der Kraftfahrzeugsteuer 
und der Beförderungsteuer befreit. Da die Durch- 
gangsstrecken verhältnismäßig lang sind, durch be- 
wohnte Gebiete führen und zudem deutsche Grenz- 
abfertigungsstellen berührt werden, konnte auf 
eine Grenzabfertigung nicht verzichtet werden. 

Zu Artikel 19 

Die Vorschrift enthält Bestimmungen über die 
Durchfahrzeit und über das Verhalten während 
der Durchfahrt, die aus Gründen der Grenzüber- 
wachung notwendig sind. 
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Zu Artikel 20 

Bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen kön- 
nen einzelne Personen vom Durchgangsverkehr 
ausgeschlossen werden. Darüber hinaus kann der 
Durchgangsverkehr insgesamt beschränkt oder ge- 
sperrt werden. Die gewählte Formulierung schließt 
aus, daß dies schon bei geringfügigen Anlässen ge- 
schieht. 


Zu Artikel 21 

In Absatz 1 wird klargestellt, daß ein Durchgangs- 
verkehr der österreichischen Post weder Beschrän- 
kungen noch Durchgangsgebühren der Bundes- 
republik Deutschland unterliegt. Das Verbot der 
Durchsuchung von Postsachen entspricht der in 
Artikel 1 § 1 der Satzung des Weltpostvereins ge- 
währleisteten Freiheit des Transits. 

Absatz 2 trägt der Zuständigkeit der Deutschen 
Bundespost für die Auflieferung, Annahme und 
Ausgabe von Postsachen auf dem deutschen 
Hoheitsgebiet Rechnung. Für einen Postaustausch 
auf der Durchgangsstrecke besteht kein Bedürfnis. 


Zu Artikel 22 

Während der Fremdenverkehrszeit sowie an Sams- 
tagen, Sonntagen und Feiertagen wird die Bundes- 
straße 307 (Deutsche Alpenstraße) stark von Per- 
sonenwagen und Omnibussen befahren. In dieser 
Zeit ist der Transport von Explosivstoffen über die 
deutschen Durchgangsstrecken aus verständlichen 
Gründen unerwünscht. Falls dies einmal unbedingt 
notwendig sein sollte, ist eine besondere Genehmi- 
gung erforderlich, die dann nur für eine verkehrs- 
schwache Zeit erteilt wird. Die Beförderung von 
Explosivstoffen mit österreichischen Dienstfahr- 
zeugen ist nicht beschränkt. 

Der Begriff „Dienstfahrzeuge" wird in Nr. 3 des 
Schlußprotokolls näher erläutert. 


Zu Artikel 23 

Nach Absatz 1 unterliegt der Durchgangsverkehr 
ins Bächen- und Rißtal, wie bereits zu Artikel 18 
ausgeführt worden ist, der Grenzabfertigung, 
österreichische Staatsbürger benötigen zwar keine 
„ Durchreisebewilligung ", doch müssen sie, sofern 
sie über 16 Jahre alt sind, einen mit Lichtbild ver- 
sehenen amtlichen Ausweis mit sich führen. Der 
Führerschein genügt auf diesen Durchgangsstrecken 
nicht, weil es hier auch auf den Nachweis der öster- 
reichischen Staatsbürgerschaft ankommt. Drittstaat- 
ler und Staatenlose unterliegen den allgemeinen 
ausländerrechtlichen Vorschriften. 

Nach Absatz 2 werden im Interesse der Verkehrs- 
sicherheit für die Hauptreisezeit hinsichtlich der 
Holzabfuhrfahrzeuge die strengeren deutschen Be- 
stimmungen für anwendbar erklärt. Ebenfalls gilt 
für die Holzabfuhr das deutsche Sonntagsfahrver- 
bot, das sogar auf Samstage ausgedehnt wird. In 
Einzelfällen kann die zuständige Straßenverkehrs- 
behörde Ausnahmegenehmigungen erteilen. 


Zu Artikel 24 

österreichische Exekutivorgane können die in das 
Bächen- und Rißtal führenden Straßen sowohl von 
Achenwald als auch von Scharnitz her benutzen. 

Absatz 2 bestimmt, daß für diesen Durchgangs- 
verkehr die Artikel 2 bis 5 des Abkommens vom 
14. September 1955 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über die 
Beförderung von Exekutivorganen im Straßen- 
und Eisenbahn-Durchgangsverkehr (Bundesgesetzbl. 
1957 II S. 592) entsprechend gelten. Das bedeutet 
u. a., daß die Exekutivorgane keinen Kontroll- 
maßnahmen unterliegen. Ihre Ausrüstung dürfen 
sie mit sich führen. Während der Durchfahrt dürfen 
sie jedoch keine Amtshandlungen vornehmen. Falls 
mehr als 12 Beamte die Durchgangsstrecke geschlos- 
sen benutzen, bedarf es der vorherigen Verständi- 
gung der zuständigen deutschen Grenzpolizeidienst- 
stelle. 

Zu Artikel 25 

Der Artikel hebt den auch ohne diese Bestimmung 
geltenden Grundsatz, daß bei Fehlen einer vertrag- 
lichen Sonderregelung auf dem Hoheitsgebiet jedes 
Vertragsstaates dessen Recht gilt, besonders her- 
vor. 

Zu Artikel 26 

Im Durchgangsverkehr unterliegen die österreichi- 
schen Kraftfahrzeuge nicht den deutschen steuer- 
rechtlichen Vorschriften und umgekehrt. Die Steuer- 
freiheit gilt nur bei Beachtung der sonstigen Ver- 
tragsbestimmungen über den Durchgangsverkehr. 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem Artikel 17 
Abs. 2 des Vertrages vom 6. September 1962 über 
Zollerleichterungen im kleinen Grenzverkehr und 
im Durchgangsverkehr. Sie wurde auf österreichi- 
schen Wunsch nochmals ausdrücklich erwähnt. 

Zu Artikel 27 

Die Vorschrift enthält die bei Verträgen dieser Art 
übliche und erforderliche Rückübernahmeverpflich- 
tung. 

Zu Artikel 28 

Die Bestimmung trägt der durch die wiederholte 
Überquerung von Hoheitsgrenzen bedingten Not- 
wendigkeit enger Zusammenarbeit der Organe und 
Dienststellen beider Vertragsstaaten bei ihren 
Dienstobliegenheiten Rechnung. Die im Rahmen 
der hier geregelten Amtshilfe vorgenommenen 
Handlungen der Exekutivorgane der Vertrags- 
staaten sind in Abweichung von dem in Artikel 13 
grundsätzlich ausgesprochenen Verbot von Amts- 
handlungen auf dem Hoheitsgebiet eines anderen 
als des eigenen Vertragsstaates zulässig und darüber 
hinaus auch ausdrücklich vorgesehen. Nach Arti- 
kel 30 findet auf diese Amtshilfehandlungen das 
dort bezeichnete Amtshaftungsabkommen entspre- 
chende Anwendung. Hinsichtlich der Befugnis der 
Exekutivorgane, auf dem Gebiet des anderen Staa- 
tes erforderlichenfalls festzunehmende Personen 
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vorläufig bis zum Eintreffen der Exekutivorgane 
des Gebietsstaates festzuhalten, wird auf Nr. 2 des 
Schlußprotokolls verwiesen. 

Zu Artikel 29 

Da in mehreren Bestimmungen des Vertrages vor- 
gesehen ist, daß Exekutivorgane des einen Ver- 
tragsstaates das Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaates betreten können, war es erforderlich, 
den strafrechtlichen Schutz dieser Organe besonders 
sicherzustellen. Die im wesentlichen gleichartige 
Regelung in den Strafgesetzen beider Vertrags- 
staaten machte es möglich, die strafrechtlichen Be- 
stimmungen des Gebietsstaates zum Schutz von 
Amtshandlungen auch auf Handlungen auszudeh- 
nen, die in diesem Staat gegenüber den Exekutiv- 
organen des anderen Vertragsstaates begangen 
werden. Dabei ist sichergestellt, daß die strafrecht- 
lichen Vorschriften des Gebietsstaates dann nicht 
angewendet werden, wenn die Tat in dem Staat 
abgeurteilt wird, dem das verletzte Exekutivorgan 
angehört. Durch die Verwendung des Wortes „Ahn- 
dung“ soll klargestellt werden, daß auch Bußgeld- 
vorschriften unter das nach Artikel 29 anwendbare 
Recht fallen. 

Zu Artikel 30 

Für Schäden, welche Exekutivorgane des einen Ver- 
tragsstaates im Zusammenhang mit dem Aufenthalt 
oder mit der Besorgung von Angelegenheiten der 
Hoheitsverwaltung auf dem Gebiet des anderen 
Vertragsstaates verursachen, konnte das Abkom- 
men vom 14. September 1955 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Österreich 
zur Regelung der Amtshaftung aus Handlungen von 
Organen des einen in grenznahen Gebieten des 
anderen Staates (Bundesgesetzbl. 1957 II S. 596) für 
entsprechend anwendbar erklärt werden. In diesem 
Abkommen ist im wesentlichen bestimmt, daß der 
Gebietsstaat für derartige Schäden haftet und daß 
der Vertragsstaat, dem das den Schaden verur- 
sachende Exekutivorgan angehört, später dem Ge- 
bietsstaat das zur Erfüllung der Verpflichtungen 
Geleistete erstattet. 

Zu Artikel 31 

Die in Absatz 1 enthaltene internationale und ört- 
liche Zuständigkeitsregelung gilt für Ansprüche aus 
Schadensfällen im Durchgangsverkehr. Nach Ab- 
satz 1 Satz 1 sind für diese Verfahren ausschließlich 
die Gerichte des Durchgangsstaates zuständig. Falls 
nach dem Recht des Durchgangsstaates ein Gerichts- 
stand in diesem Staat nicht gegeben ist, so ist ge- 
mäß Absatz 1 Satz 2 das Gericht örtlich zuständig, 
in dessen Bezirk sich der Schadensfall ereignet hat. 
Diese Regelung erfolgte auf österreichischen Wunsch, 
weil dem österreichischen Recht dieser Gerichts- 
stand nicht allgemein, sondern nur in besonderen 
Fällen bekannt ist. Da die Regelung nur dazu dienen 
soll, Streitigkeiten über die gerichtliche Zuständig- 
keit vorzubeugen, bestand keine Veranlassung, eine 
nach Maßgabe des deutschen oder des österreichi- 
schen Rechts gegebene Möglichkeit für die Parteien, 
die Zuständigkeit eines anderen Gerichts zu verein- 


baren, einzuschränken. Das ist in Absatz 1 Satz 3 
besonders hervorgehoben. Für den Fall, daß weder 
der Ersatzberechtigte noch der Ersatzpflichtige seinen 
Wohnort, Sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im 
Durchgangsstaat hat, konnte es bei der allgemeinen 
Zuständigkeitsregelung belassen werden. 

Nach Absatz 2 unterwerfen sich die Vertragsstaaten 
der Gerichtsbarkeit einschließlich der Zwangsvoll- 
streckung des anderen Vertragsstaates, sofern an 
dem Schadensfall, aus dem die Ansprüche herge- 
leitet werden, ein Fahrzeug beteiligt ist, dessen Hal- 
ter der Ausgangsstaat oder ein Sondervermögen des 
Ausgangsstaates ist. Das gleiche soll nach Absatz 2 
Satz 2 für die Länder der Vertragsstaaten und deren 
Sondervermögen gelten. 

In Absatz 3 ist klargestellt, daß die in Artikel 31 
Abs. 1 und 2 getroffenen Regelungen nicht für die in 
Artikel 3 Abs. 3 geregelten Schadensersatzansprüche 
gegen das Land Tirol nach § 12 des Tiroler Straßen- 
gesetzes gelten. Weitere Bestimmungen über die 
Befreiung von Prozeßkostensicherheitsleistungen und 
über die Anerkennung und Vollstreckung rechts- 
kräftiger Entscheidungen wurden im Hinblick auf 
sonstige zwischen den Vertragsstaaten geltende 
zwischenstaatliche Vereinbarungen nicht für erfor- 
derlich gehalten. 

Zu Artikel 32 

Die Bestimmung stellt klar, daß der Vertrag vom 
6. September 1962 über Zollerleichterungen im klei- 
nen Grenzverkehr und im Durchgangsverkehr unbe- 
rührt bleibt, soweit im vorliegenden Vertrage nichts 
Abweichendes bestimmt ist (vgl. Erläuterungen zu 
Artikel 5, 7 und 18). 

Zu Artikel 33 

Die Bestimmung sieht für den Fall erheblicher 
Schwierigkeiten oder einer wesentlichen Ände- 
rung bestehender Verhältnisse die Aufnahme von 
Verhandlungen über eine angemessene neue Rege- 
lung auf Verlangen eines Vertragsstaates vor. 

Zu Artikel 34 

Falls Meinungsverschiedenheiten über die Ausle- 
gung oder Anwendung des Vertrages nicht durch die 
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten beigelegt 
werden können, ist jeder Vertragsstaat berechtigt, 
ein zu bildendes Schiedsgericht anzurufen. Der Arti- 
kel regelt die Bildung und die Zusammensetzung 
des Schiedsgerichts und gibt dem Gericht das Recht, 
sein Verfahren selbst zu bestimmen. 

Zu Artikel 35 

Zur Behebung möglicher Zweifel wurde ausdrücklich 
vermerkt, daß das Schlußprotokoll Bestandteil des 
Vertrages ist. 

Zu Artikel 36 

Der Artikel enthält die übliche Klausel über die 
völkerrechtliche Einbeziehung des Landes Berlin. 
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Zu Artikel 37 

Die Bestimmung regelt die Dauer und die Beendi- 
gung des Vertrages. Die Mindestlaufzeit beträgt 
10 Jahre; danach ist er zu jedem Zeitpunkt mit einer 
Frist von 2 Jahren kündbar. Im Falle einer Kündi- 
gung sind Verhandlungen über neue Regelungen 
vorgesehen. 

Zu Artikel 38 

Der Artikel bestimmt die Ratifikation des Vertrages, 
den Ort des Austausches der Ratifikationsurkunden 
und den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Vertrages. 

Zu Nr. 1 des Schlußprotokolls 

Die Bestimmung trägt dem Umstand Rechnung, daß 
österreichische Gerichte über zivilrechtliche Scha- 
densersatzforderungen meist zusammen mit dem 
Strafverfahren im Wege eines sog. Adhäsionsver- 
fahrens entscheiden. Da eine Beteiligung deutscher 
Vertreter an den möglicherweise kurzfristig anbe- 
raumten Verhandlungsterminen in Strafsachen vor 
österreichischen Gerichten nicht immer sichergestellt 
sein kann, soll mit der Bestimmung ermöglicht 
werden, daß wenigstens die nächstbeteiligten öster- 
reichischen Organe den zivilrechtlichen Schadens- 
ersatzanspruch der Bundesrepublik Deutschland im 
Falle der Erteilung besonderer Vollmachten durch 
die zuständige deutsche Behörde vor dem öster- 
reichischen Gericht geltend machen und die Forde- 
rungen einziehen können. 

Zu Nr. 2 des Schlußprotokolls 

In der Bestimmung wird festgestellt, daß das in 
Artikel 13 Satz 3 grundsätzlich ausgesprochene Ver- 
bot der Vornahme von Amtshandlungen einer vor- 
läufigen Festnahme von Personen durch Exekutiv- 
organe des einen auf dem Gebiete des anderen 
Vertragsstaates nach Maßgabe des im Gebietsstaate 
geltenden Rechts nicht entgegensteht, da dieses 
Recht zur vorläufigen Festnahme unter bestimmten, 
gesetzlich im einzelnen vorgesehenen Umständen 
sowohl in Deutschland als auch in Österreich jeder- 
mann zusteht. Festgenommene Personen dürfen je- 
doch nicht über die Hoheitsgrenzen verbracht wer- 
den, sondern können lediglich bis zum Eintreffen 


der zuständigen Exekutivorgane des Gebietsstaates 
an Ort und Stelle vorläufig festgehalten werden. 

Zu Nr. 3 des Schlußprotokolls 

Die beamteneigenen und anerkannten privateigenen 
Kraftfahrzeuge, die von Bediensteten nach Artikel 13 
und 22 im Dienst verwendet werden, sind Dienst- 
fahrzeugen gleichzusetzen. 

Zu Nr. 4 des Schlußprotokolls 

Da ein Teil der Rißtaler Straße Privatstraße ist, 
konnte die in Artikel 15 Abs. 1 ausgesprochene Ge- 
stattung nur unter dem Vorbehalt der Zustimmung 
des Eigentümers erfolgen. Nach Nr. 4 des Schluß- 
protokolls hat sich die Bundesrepublik Deutschland 
verpflichtet, sich dafür einzusetzen, daß die Zustim- 
mung des Eigentümers für die Dauer des Vertrages 
erteilt oder daß diese Strecke zur öffentlichen Straße 
gewidmet wird. Die Zustimmung des Eigentümers 
ist noch vor Unterzeichnung des Vertrages abge- 
geben worden. 

Zu Nr. 5 des Schlußprotokolls 

Die Bestimmung sieht für den Durchgangsverkehr 
auf bestimmten Strecken die Befreiung von Gebüh- 
ren für besondere Inanspruchnahme der Zollver- 
waltungen vor. Diese Regelung erscheint zur Er- 
leichterung des Durchgangsverkehrs gerechtfertigt, 
solange keine unmittelbare Verbindung zwischen 
dem Riß- und Bächental und der nächsten größeren 
Österreichischen Ortschaft besteht. 

Zu Nr. 6 des Schlußprotokolls 

Die Bestimmung bezieht sich hauptsächlich auf das 
zwischen dem Freistaat Bayern (Bayerische Staats- 
forstverwaltung) und der Republik Österreich 
(österreichische Bundesforsten) geschlossene Über- 
einkommen vom 22. September 1958/12. Januar 1959 
über den Durchgangsverkehr auf der Dürrachtal- 
straße in das Bächental. In diesem Übereinkommen 
ist u. a. die Unterhaltung, das Benutzungsrecht und 
die Haftung für Verletzungen der Verkehrssiche- 
rungspflichten geregelt worden. Diese Regelungen 
müssen nunmehr den neuen vertraglichen Bestim- 
mungen angepaßt werden. 
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